
Kühe, Unis 
und Malocher

In welcher Stadt ist der BUKO eigentlich 

dieses Jahr? Gute Frage, denn diesmal ist 

der BUKO überhaupt nicht nur in einer Stadt. 

Die Uni Dortmund liegt zwischen Dort-

mund und Bochum und trifft somit ziem-

lich genau das Ruhrgebietsgefühl: Nimm 

die S-Bahn und fahr in eine andere Stadt…

Unterwegs kommst du an Industrieanlagen 

vorbei, und – wer hätte das gedacht? – du siehst 

nicht wenige Kühe und Felder, dorfähnliche 

Stadtteile und kleine Zentren neben urba-

nen Ballungsgebieten, trostlose Häuserhaufen 

Tür an Tür mit schicken Konzerthäusern. 

(Industrie-)arbeit hat hier sehr lange eine zen-

trale Rolle gespielt. Doch die große Zeit von 

Kohle und Stahl ist lange vorbei, die verbliebe-

nen metallenen Gerippe der Industriedinosau-

rier werden stolz und zugleich melancholisch 

ausgestellt und zur „Industriekultur“ geadelt. 

Die Abwehrkämpfe, den Prozess der Deindus-

trialisierung – sprich: den Arbeitsplatzverlust 

– aufzuhalten, dauern bis heute an. Überregional 

wahrgenommen wurden in den letzten Jahren 

die Auseinandersetzungen um Stellenabbau 

oder Betriebsschließungen in Rheinhausen, bei 

Opel in Bochum und aktuell bei Nokia. Arbeit als 

zentraler Vermittlungsmechanismus der Teilha-

be und der Anerkennung hat für die Menschen 

hier wie allerorts existenzielle Bedeutung. 

1968 international 

Dieses Jahr – vierzig Jahre nach „1968“ – wird 

es zahlreiche Rückblicke auf den Zeitraum 

am Ende der 1960er Jahre geben, der mittler-

weile zur Chiffre erstarrt ist. Doch auch viele 

Rückblicke bürgen nicht unbedingt für Diffe-

renziertheit. Wenn nun auch die BUKO sich 

„1968“ zuwendet, dann weil „1968“ auch außer-

halb der Unis von Deutschland (und Frankreich) 

Entscheidendes passiert ist. Etwa der Prager 

Frühling, die Revolte in Mexiko, die Unabhän-

gigkeit vieler Kolonien in Afrika, am Anfang 

der Sechziger der Algerienkrieg, die Indochi-

nakriege und die Kulturrevolution in China. 

Aus internationalistischer Perspektive sind drei 

„Gruppen“ von Ländern interessant: Nicht nur die 

westlichen, sondern auch die damals kommunis-

tischen und diejenigen, in denen koloniale Befrei-

ungskämpfe stattfanden. In all diesen Ländern 

kam es damals zu Aufständen gegen die etablier-

ten Machtverhältnisse. So wandten sich die stu-

dentischen Proteste in Deutschland nach innen 

gegen das marode Bildungssystem und die große 

Koalition unter Kiesinger; nach außen gegen die 

Hegemonie der USA, vor allem gegen die Inter-

vention in Vietnam. Die Demonstrationen in Prag 

richteten sich gegen den Einfluss der UdSSR und 

forderten demokratisierende und liberalisierende 

Reformen, einen Sozialismus mit „menschlichem 

Antlitz“. In vielen afrikanischen Staaten kämpfte 

man für die Befreiung von den kolonialen Besat-

zern und die Erlangung der Staatsmacht. Bei allen 

Globale 
Ausschlüsse,
Soziale Kämpfe, 
Utopien

Von Integration, von Partizipation ist viel die 

Rede. Teilhabe, verstanden als Wahlbeteili-

gung – „demokratisch“ oder nicht – gibt es fast 

überall. Eine Einbeziehung von BürgerInnen 

vor allem in lokale Entscheidungsprozesse 

gehört zum neoliberalen Standardprogramm. 

Von diesen oft manipulativen Mechanismen der 

Teilhabe ist dennoch weltweit eine Mehrheit aus-

geschlossen. Lange Jahre neoliberaler Politik und 

die sie begleitenden Kriege haben weltweit das 

Elend und die soziale Polarisierung verschärft und 

die Zahl der Marginalisierten – der „Überflüssigen“ 

– ansteigen lassen. Aufgefangen werden sie in 

Slums, Banlieus, Gefängnissen, Flüchtlingslagern. 

Hinzu kommen die vielfachen und alltäglichen 

Diskriminierungen entlang der Linien Geschlecht, 

Ethnizität, Religion, Klasse. Eine globale Mehrheit 

bleibt so selbst von den existierenden Formen 

gesellschaftlicher Teilhabe ausgeschlossen.

Was hat die radikale Linke dem entgegenzusetzen? 

Kämpfe gegen jede Form der Diskriminierung 

und Marginalisierung prägen den Alltag linker 

Politik – gibt es aber darüber hinaus ein gemein-

sames Ziel? In Diskussionen um ein solches Ziel, 

um Berührungspunkte, um mögliche gegenseitige 

Bezugnahmen taucht immer wieder der Begriff 

der Globalen Sozialen Rechte (GSR) auf. Rechte, 

verstanden als legitime Ansprüche auf materiel-

le und gesellschaftliche Ressourcen. Rechte, die 

nicht (nur) eingefordert, sondern die sich prak-

tisch angeeignet werden sollen. Recht auf Leben. 

Recht auf Selbstbestimmung. Recht auf Teilhabe. 

Doch haben Rechte wirklich eine emanzipato-

rische Kraft? Oder steckt dahinter nicht die Utopie 

eines weltweiten Sozialstaats, von dem vielleicht 

gesellschaftliche Integration, sicher aber nicht 

ein Mehr an Selbstbestimmung zu erwarten ist?

Auf dem BUKO31 soll diese Perspektive – der Blick 

auf Rechte und Teilhabe weltweit – im Zentrum 

stehen: Lässt sich der dominierende und meist 

korrumpierende Diskurs um Rechte und Teil-

habe radikalisieren? Dabei sollen die Schwer-

punktthemen Arbeit, EU/Militarisierung, Klima, 

Migration anhand folgender Fragen analysiert 

werden, die auch den Kongress strukturieren: 

1.) Wo und wie werden globale Ausschlüsse pro-

duziert? Daran schließt 2.) die Frage nach den 

existierenden und möglichen Interventionen & 

Kämpfen sowie 3.) die nach Utopien an, die aus 

diesen Kämpfen gewonnen werden und die ande-

re inspirieren können. Wie werden Forderungen 

nach Rechten und Teilhabe artikuliert und prak-

tisch umgesetzt? Entstehen hieraus kraftvolle, 

offensive Bewegungen und schwer zu kittende 

Risse im herrschaftlichen Gefüge? Oder sind es 

ganz andere Kämpfe, die den Weg zu individu-

eller und kollektiver Selbstbestimmung und zu 

praktischer gesellschaftlicher Solidarität leiten?

Auftakt BUKO31 // Freitag, 9.5. // 20 Uhr

Spagat oder Widerspruch – 
Recht als Bezugspunkt einer 
emanzipatorischen Linken?

Es diskutieren: Iris Nowak (Büro für angenehme 

Lebensweisen, Hamburg), Tomás Herreros (Ateneu 

candela, Barcelona), Karl-Heinz Lewed (Redaktion 

Krisis, angefragt), Gaston Ebua (The Voice Refugee 

Forum, angefragt).

Fotos: Stapel

Bitte weitersagen! Please pass on! Die Teilnahme am BUKO sollte 

nicht an Sprachbarrieren scheitern. Wir versuchen für möglichst 

viele Sprachen eine Übersetzung zu organisieren. Wenn ihr uns als 

ÜbersetzerInnen unterstützen wollt, meldet euch bitte bei uns! Wir 

wollen, dass alle am BUKO teilnehmen können. Deshalb versuchen 

wir Übersetzungen zu organisieren. Wenn ihr während des BUKOs 

Übersetzung braucht, informiert uns bitte! // We want that all can 

participate in the BUKO. Therefore we try to organize translations. 

The program of the conference and some of the texts in this news-

paper will be available in English. If you need translation during 

the BUKO, inform us please! // Herkesin BUKO’ya katılabilmesini 

istiyoruz ve bu nedenle tercüman ayarlamaya çalı sacagız. Bu 

gazetedeki kmi metinler türkçe olarak online ulasılabilir olacak. 

BUKO esnasında tercüman ihtiyacınız varsa lütfen bize haber 

verin! //Nous voulons que tous peuvent participer au BUKO. Par 

conséquent, nous essayons d‘organiser des traductions. Si vous avez 

besoin d‘une traduction pendant le BUKO, informez nous s‘il vous 

plaît! // Queremos que todos puedan participar del BUKO. Por lo 

tanto, tratamos de organizar las  traducciones. Si necesitas traducci-

ón durante el congreso, infórmanos por favor!

Unterschieden stellt sich dennoch die Frage, ob 

die Geschehnisse von 1968 einen gemeinsamen 

Kern aufweisen, ob man vielleicht sogar von 

einem globalen Phänomen sprechen kann. Inter-

essant sind die Unterschiede hinsichtlich der je-

weiligen Subjekte und der Ziele der Revolten. Woll-

te man mit der Rebellion einen Systemwechsel 

oder Reformen erreichen? Gab es Verbindungen 

zwischen den unterschiedlichen Kämpfen? Und 

welche Differenzen oder Widersprüchlichkeiten 

zeigten sich sowohl in den einzelnen Bewegungen 

als auch zwischen ihnen? Diese und andere Fra-

gen möchten wir auf dem BUKO im Rahmen eines 

Podiums diskutieren. Dazu haben wir Dr. Amadou 

Lamine Sarr (Uni Wien), Krunoslav Stojakovic (Uni 

Bielefeld, angefr.) sowie ReferentInnen für Süd-

amerika und die westlichen Länder eingeladen.

Hier merkt 

man besonders, 

wie die Zentrierung auf Lohn-

arbeit und die Identifikation 

mit Arbeit es schwer machen, 

andere politische Perspek-

tiven zu entwickeln 

und stark zu machen. 

Die „Arbeiterunis“ im 

Ruhrgebiet wie Duisburg, 

Bochum und die Gastgeberin 

des BUKO31, die Universität 

Dortmund, stehen aber auch für 

gesellschaftliche Teilhabe mit ih-

rem Anspruch, Hochschulbildung 

auch für Arbeiterkinder zugänglich 

zu machen. Hier gab es in den letzten 

Jahren wichtige soziale Kämpfe gegen Aus-

schluss und Entrechtung. Die Freie Uni Bochum, 

ein überregional herausragendes Projekt der 

Dabei sein ist alles?
Kämpfe für Selbstbestimmung 
und gegen globale Ausschlüsse
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Studiproteste 

von 2006, 

führte und 

führt aber nicht 

nur den Kampf gegen 

Studiengebühren und 

gegen den Ausschluss 

von Mitbestimmung 

an der Hochschule. 

So solidarisierte man 

sich ebenfalls mit dem 

Opel-Streik und einem 

Verdi-Streik – und darauf-

hin zeigten sich der Opel-Be-

triebsratsvorsitzende und Ver.di 

solidarisch mit der Freien Uni! 

Uns geht es auf dem BUKO31 um 

Kämpfe, die Teilhabe fordern und 

verteidigen wollen. Teilhabe, die 

nicht ausschließlich über Arbeit und 

Staatsbürgerschaft vermittelt wird. 

Teilhabe, die nicht auf Kosten 

anderer geht 

– wie das in 

Abwehrkämp-

fen der Fall 

ist, in denen 

Belegschaften 

um Arbeitsplätze und 

Standorte auf dem 

globalen Markt 

konkurrieren. 

Und es geht uns 

um Selbstbe-

stimmung. Etwa: 

Freie Bildung für alle. 

Dabei sein ist alles! Wir laden 

ein zum BUKO31 ins Ruhrgebiet. 

Lokale Vorbereitungsgruppe RheinRuhr 



Die entrechteten, geknechteten und verach-

teten Menschen wehren sich in den letzten 

Jahren wieder ein kleines bisschen mehr gegen 

die Unterdrückung durch Kapital, Nation und 

Staat. Arbeitskämpfe haben wieder zugenom-

men; Streiks sind „in“. Netzwerke, die sich um 

Euromayday und revolutionäre 1.Mai-Demos 

bildeten, organisieren konkretere Aktionen und 

Strukturen, die nicht mehr nur als symbolische 

Politik bezeichnet werden können. Die zersplit-

terte radikale Linke entdeckt die soziale Frage 

wieder. Der Kampf um materielle Veränderungen 

gewinnt langsam an Fahrt. Viele erwarten, dass 

mehr drin ist. In Bezug auf Streiks stellt sich 

die schwierige Frage, wie man sich als Gruppe 

linksradikaler UnterstützerInnen „von außen“ 

solidarisch in einen gemeinsamen Kampf mit 

Alltagskämpfe im Arbeitsalltag 
den Beschäftigten in der bestreikten Bude bege-

ben kann. Praktiziert wird bereits reihenweise 

die Absage an das Verständnis einer Avantgarde, 

an (Gewerkschafts-)Funktionärstum und mar-

xistische Lesekreis- und Agitationsgruppen. 

Dieser Widerstand im Alltag allerdings ist 

zu zaghaft: Viele der einst erkämpften sub-

kulturellen Strukturen, die dem Kapital ein 

Schnippchen schlagen sollten, sind verbürger-

licht, längst geräumt oder in Abwehrkämpfen 

verfangen. Es ist schwer, in die Offensive zu 

kommen. Dabei können die erkämpften „Frei-

räume“ uns allen einen strategischen Bewe-

gungsvorteil ermöglichen, denn diejenigen, 

die ihren Alltag in kleineren WGs, Familien, 

Ein-Personen-Haushalten fristen, sind der ewi-

gen Hetze nach mehr Geld noch stärker aus-

gesetzt: Hartz IV hängt uns allen im Nacken. 

Es wird Zeit, dass wir die Arbeitskämpfe mit 

dem Widerstand im Alltag stärker verbinden. 

Es wird Zeit, dass die Reproduktion unseres 

Lebens wieder stärker Thema wird. Reproduk

tion ist nicht nur der verherrschaftlichte Prozess, 

in dem Frauen und migrantische Hausarbeiter

Innen den Produktionsprozess durch billige 

oder unbezahlte Arbeit mit am Laufen halten; 

sie ist auch der Prozess, in dem es noch mög-

lich ist, zu sich selbst zu kommen, zumindest 

solange man nicht durch die Verlockungen und 

Amüsements der Industrie abgelenkt wird. 

In unserem Alltag müssen wir versuchen, Kon-

takte untereinander zu knüpfen. Wir müssen 

die zwischen uns entstanden Verhältnisse zum 

Tanzen bringen. Gruppen, die bisher noch nicht 

versucht haben, die Welt zusammen mit ande-

ren zu verändern, sollten dies tun. Solidarität 

ist und bleibt eine unserer stärksten Waffen. Die 

Kämpfe um Freiräume können mit den Arbeits-

kämpfen eine viel versprechende Verbindung 

eingehen, in der die Überwindung der kapita-

listischen Lohnarbeitsgesellschaft nicht nur 

Utopie ist, sondern unsere alltägliche Praxis.

Klimawandel jetzt auch auf dem BUKO? Ist 

das denn nötig? Wir denken schon. Die nun 

auch bei Regierungen und Kapital angekommene 

ökologische Krise ist auch ein Verteilungskon-

flikt und Ausdruck sozialer Ungleichheit. Die 

„Klimakatastrophe“ ist kein „Naturphänomen“, 

sondern eine fundamentale Gesellschaftskrise. 

Dies wird von regierungsoffizieller Seite, grünge-

waschenen Unternehmen oder grünparteilichen 

Umweltmanagern in den aktuellen klimapoli-

tischen Debatten und Stellungnahmen nur allzu 

gerne verkürzt oder ausgeblendet. Medien- und 

Wissenschaftsindustrie spielen ebenfalls mit 

und propagieren ein um modernistisches Kri-

senmanagement erweitertes „Weiter so!“. Dabei 

liegen die Widersprüche auf der Hand: Wie soll 

denn das Versprechen eines westlichen Konsum-

modells für alle mit den rapide schwindenden 

fossilen Energieträgern und der Senkung des 

Kohlendioxidausstoßes vereinbar sein? Warum 

sollte sich der fossilistische Kapitalismus gerade 

jetzt, da der Ressourcenzugriff durch verschärf-

ten militärischen Druck der Industriestaaten 

erfolgt, in einen grünen Kapitalismus wandeln? 

Gesellschaftskrise 
Klimawandel

Diese Widersprüche möchten wir auf dem Kon-

gress analysieren und in gesellschaftskritischer 

Weise diskutieren. Dem Austausch über konkrete 

Interventionsmöglichkeiten in aktuelle soziale 

Kämpfe soll dabei viel Platz eingeräumt werden. 

Wie etwa lassen sich die emanzipativen Forde-

rungen der brasilianischen Landlosenbewegung, 

der immer zahlreicher werdenden Kleinbau-

ernvereinigungen in den Ländern des Südens 

oder der „Bahn-für-alle“-Aktionen hier bei uns 

kritisch-solidarisch unterstützen? Welche Hand-

lungsmöglichkeiten haben wir in den Metropolen 

und darüber hinaus hinsichtlich einer Abkehr 

von fossil-atomarer Energieproduktion und 

Waffenproduktion? Welche Möglichkeiten gibt es 

für dezentrale regenerative Energieversorgung 

und eine umweltgerechte Transportorganisati-

on und Güterproduktion? Letztlich geht es um 

fundamentale Veränderungen gesellschaftlich 

vermittelter Naturverhältnisse, die heute (noch) 

hegemonial sind. Um eine Umwälzung dieser 

Verhältnisse hin zu einem „Ja“ zum guten Leben.

Zur vorbereitenden Lektüre und zum Rein-

schnuppern empfehlen wir die online verfügbare 

Artikelsammlung zu einem thematisch ähnlich 

angelegten Seminar: http://www.buko.info/do-

kumentation/pdfs/reader_naturverhaeltnis.pdf

Bis Pfingsten in Dortmund!

Autor: freedom thirtyfive

Die Muster der Migration sind einem stetigen 

Veränderungsprozess unterworfen: Mittler-

weile wird die Asylbeantragung immer weniger 

als Immigrationsmöglichkeit genutzt; andere 

Wege – wie etwa die Familienzusammenfüh-

rung – haben an Bedeutung gewonnen. Gleich-

zeitig werden rassistische und heterosexistische 

ausländerrechtliche Regelungen für „Heirats-

migration“ verschärft. Institutioneller Rassismus 

spiegelt sich auch in anderen Rechtsbereichen 

(z.B. Staatsbürgerschaftsrecht und Sozialrecht) 

und in rassistischer Polizeigewalt wider. 

Wir wollen versuchen, die Veränderungspro

zesse nachzuvollziehen, um Gegenstrategien

weiterzuentwickeln. Migrantische Kämpfe, 

Selbstorganisierung und Alltagswiderstand 

gegen diesen institutionellen Rassismus sind 

vielfältig: Menschen nehmen sich das Recht, zu 

bleiben, auch wenn sie sich dabei in prekären 

Lebenssituationen wiederfinden; sie überschrei-

ten Grenzen, bilden Netzwerke. Ein Blick zu-

rück macht gerade im Ruhrgebiet deutlich, dass 

Kämpfe von ImmigrantInnen in der Geschichte 

dieser Region eine wichtige Rolle gespielt ha-

ben. Dieser Blick darf deshalb beim BUKO nicht 

fehlen. Wie können wir heute andere Kämp-

fe auf die migrantischen Kämpfe beziehen? 

Auch wenn Fluchtmigration nach Mitteleuro-

pa numerisch abgenommen hat, gibt es nicht 

weniger Fluchtgründe als früher – im Gegenteil: 

Globale Ausbeutungs- und Gewaltverhältnisse, 

die Zerstörung von Lebensgrundlagen und die 

damit einhergehende Schaffung von „Über-

flüssigen“ schreiten voran. Die militärische 

Aufrüstung des EU-Grenzregimes – Stichwort 

„Frontex“ – verschärft das Risiko, bei der ille-

galen Grenzüberschreitung das Leben zu ver-

Fluchtbewegungen und 
antirassistische Interventionen

lieren. Dies als Schnittstelle zur Arbeit antimi-

litaristischer Initiativen zu begreifen, könnte 

neue Handlungsperspektiven eröffnen. 

Migration wird in der Öffentlichkeit im Kontext 

eines offensiven Integrationsdiskurses debattiert. 

Diese Debatte kann einerseits als rassistisch-re-

pressiv gewendeter Diskurs gegen Migration/

MigrantInnen analysiert werden; andererseits 

wird sie von migrantischen Selbstorganisationen 

genutzt, um das Recht auf politische und soziale 

Partizipation einzufordern. Wie positionieren 

wir uns dazu? Ist „Integration“ als staatliche und 

gesellschaftliche Forderung nach Anpassung und 

Staatstreue abzulehnen, oder kann der Begriff 

„Integration“ positiv gewendet werden, indem er 

als Gegenpol zu Ausgrenzung verstanden wird? 

Im öffentlichen Diskurs werden immer wieder 

rassistische Klischees von MigrantInnen produ-

ziert – zur Zeit geschieht dies, indem „häusliche“ 

und sexuelle Gewalt gegen Frauen ethnisiert wird. 

Welche Bündnisse treiben wir voran, um dem par-

teiisch für Migrantinnen etwas entgegenzusetzen?

Im April und Mai 2008 werden Bundestag und 

Bundesrat den EU-Reformvertrag (Vertrag von 

Lissabon) verabschieden. Eine breite gesellschaft-

liche Diskussion über dessen Inhalt und Bedeu-

tung wird – aller Voraussicht nach – nicht stattfin-

den. Dabei hat es der Vertrag in sich: Er schreibt 

eine schrittweise Aufrüstung aller Mitgliedsstaa-

ten vor, ermöglicht den Einsatz der Armeen im 

europäischen In- und Ausland und sieht die Ein-

richtung eines gemeinsamen Rüstungshaushaltes 

vor. Schon heute werden EU-Militärmissionen be-

schlossen, ohne dass dies überhaupt in größerem 

Maßstab bekannt würde, jüngst in der Zentralafri-

kanischen Republik Tschad und in Guinea-Bissau. 

Im Kern ist die EU allerdings ein neoliberales 

Projekt, das sich der gewaltsamen Öffnung ex-

terner Märkte, der militärischen Absicherung 

der Rohstoffwege und der Unterstützung der 

eigenen Industrien einschließlich ihrer „kri-

tischen Infrastrukturen“ nicht zuletzt gegen 

deren eigene Belegschaften verpflichtet hat. 

Die EU hat Grenzen niedergerissen – für Waren 

und Kapital. Doch Schengen und auch das europä-

ische Recht können jederzeit außer Kraft gesetzt 

werden, wenn sich ein Staat in seiner Sicherheit 

bedroht fühlt. Auch andere Grenzen wurden auf-

geweicht, nämlich diejenigen, welche die Gewalt-

organe der Mitgliedsstaaten an ein Territorium 

und eine Rechtsordnung banden. Auch die nati-

onalen Armeen und Rüstungsindustrien haben 

sich aufeinander zu bewegt und damit vermutlich 

tatsächlich einen innereuropäischen Staaten-

krieg verunmöglicht. Der Preis hierfür scheinen 

allerdings kontinuierliche militärische „Stabilisie-

rungsmaßnahmen“ jenseits zu sein. Die EU wird 

nicht in Frieden existieren und analog zur Formel, 

dass Äußere und Innere Sicherheit nicht mehr 

zu trennen seien, wird sie auch in ihrem Inneren 

keinen Frieden mehr finden. Entsprechend ist 

auch keine Zeit für demokratische Verfahren oder 

Sicherheits-
sektor EU? 

individuellen Rechtsschutz. Es muss entschieden 

regiert werden mit effizienten Verfahren und 

effektiv verwaltet werden mit „best practices“. 

Grund genug, sich mit der neuen Herrschafts-

struktur vertraut zu machen – freilich ohne 

mit ihr Frieden zu schließen. Wir glauben, dass 

ein Leben und Widerstand im Sicherheitssek-

tor EU möglich ist. Das skeptische Desinteresse, 

das Teile der Linken der EU bislang entgegen-

gebracht haben, erweiterte nur den Spielraum 

ihrer SicherheitsagentInnen und überließ die 

beschränkten Möglichkeiten der Partizipation 

auf europäischer Ebene überwiegend unwider-

sprochen mächtigen und finanzstarken Lobbyis-

tInnen. Eine europäische Opposition von unten 

als Antwort auf eine supranationale Governance-

Struktur von oben entwickelt sich nur langsam 

und träge. Vielleicht auch, weil dieser die Ideen 

fehlen, wie die EU zu kritisieren ist, ohne auf 

nationalstaatliche Modelle der Partizipation, der 

Grundrechte und der Sozialpolitik zurückzufal-

len. Wie kann auf die Entgrenzung von Oben mit 

einer sozialen und emanzipatorischen Ent-Gren-

zung von Unten reagiert werden? Diese Frage 

möchten wir auf diesem BUKO stellen. Und wir 

wollen die EU in ihren einzelnen Politikbereichen 

darstellen, bloßstellen und angreifbar machen.

Contra: 
Ent-Rechtlichung 
statt Einrichten 
im Ist-Zustand
»Somit ist es kein Zufall, dass sich diese vom Wort-

laut her zwar ‚universellen’ Deklarationen doch 

nur darauf beschränkten, eine europäische Ord-

nung wiederherzustellen und […] Weiße Europäer/

innen letzten Endes vor sich selbst zu schützen.«

 

(Gaston Ebua, The VOICE Refugee Forum)

Recht schützt nicht die Ausgegrenzten, sondern 

schafft sie erst. Die Rechtsordnung hat dabei 

einerseits den Charakter eines flexiblen, ausdiffe-

renzierten Systems – wie sich bspw. in den vielfäl-

tigen Ausschlüssen von Flüchtlingen zeigt – sowie 

andererseits den einer Ordnung zur Durchset-

zung (angeblich) unveräußerlicher Rechte. Diese 

Rechte gelten jedoch prinzipiell nur, wenn sie von 

einer übergeordneten Macht garantiert werden.

Recht ist also immer an seine Durchsetzung ge-

bunden. Nicht die einzige, aber die typische Kern-

form von Recht ist das national- oder suprastaat-

lich sanktionierte Gesetz, bei dem der Staat oder 

eine überstaatliche Instanz („die Staatengemein-

schaft“) diese Macht darstellt. Für eine Rechtsord-

nung ist es konstituierend, dass sie, um (auf etwas) 

anwendbar zu sein, sich auf etwas beziehen muss, 

wie ein Territorium, eine zu definierende Perso-

nengruppe, etc. Und innerhalb dieser Logik sind 

(staatlich gesetzte) Rechte Einschlüsse, entlang 

denen ausgeschlossen wird (etwa in der Form des 

Ausschlusses von Nicht-StaatsbürgerInnen, da 

Recht für diese nicht gilt oder sie unter „Sonder-

recht“ fallen). Darüber hinaus greift Recht regulie-

rend und „normalisierend“ ein: bspw. in Geschlech

terverhältnisse oder Lebensvorstellungen – indem 

hier ein Verhältnis als „Scheinehe“ oder „Bedarfs-

gemeinschaft“ definiert wird oder in das Leben 

der ALG-II-EmpfängerInnen eingegriffen wird, 

wenn diese zum Umzug gezwungen werden.

Das Ziel kann also nicht eine weitere Verrecht-

lichung, sondern müsste im Gegenteil „Ent-

Rechtlichung“ sein. So ist beispielsweise globale 

Bewegungsfreiheit nicht als Recht vorstellbar. 

Denn: Hier geht es um offene Grenzen, um die 

nicht-regulierte Bewegung (die kein Staat „garan-

tieren“ kann), nicht um eine allgemeingültige 

Festschreibung, wer Grenzen überschreiten darf, 

wer bleiben darf, nicht um eine Definition, wer 

„Flüchtling“ ist. Tatsächliche Bewegungsfreiheit 

wäre also damit ein Zustand – kein Rechtszustand. 

Rechtssicherheit?

Recht verweist in der Regel auf eine staatliche 

Instanz zu dessen Durchsetzung. In konkreten 

politischen Auseinandersetzungen kann es 

aus strategischer Perspektive ein im obigen 

Sinne nützliches „Nahziel“ sein, Verstöße dieser 

Instanz anzuprangern und die Einhaltung oder 

Durchsetzung von Prinzipien zu fordern, denen 

sie angeblich verpflichtet ist, um sie so in die 

Defensive zu drängen. Allerdings sollten wir 

dabei das Rechtswesen nicht ernster nehmen als 

seine Begründer selbst: So wie das Bürgertum 

letztlich ein taktisches Verhältnis zum Recht 

hat, sollten wir es eben auch nur als Mittel zum 

Zweck in sozialen Konfrontationen betrachten. 

Recht ist kein systemkritischer Begriff: Rechte 

regeln grundsätzlich in allen gesellschaftlichen 

Bereichen, wem was (nicht) zusteht. Genau das 

wäre jedoch im Namen einer solidarischen Selbst-

bestimmung zu bestreiten. Auch die Verrechtli-

chung von Erkämpftem als immer wieder neues 

Ergebnis gesellschaftlicher Auseinandersetzung 

kann zwar ein partieller Erfolg sein, sie ist aber 

gleichzeitig die Eingrenzung und Regulierung 

der Bewegung, der Versuch, die (gemeinsame) 

menschliche Praxis (wieder) einzufangen. Oder 

um es konkret zu machen: Die Bewegung über 

Grenzen hinweg, die entgegen dem Recht statt-

findet, ist etwas anderes als eine „gesteuerte 

Zuwanderung“, die den Eintritt einiger weniger 

durch den Dienstboteneingang ermöglicht. 

Und selbst auf die einmal erkämpfte Verrechtli-

chung als Ausdruck des Erfolgs von Bewegungen 

erhält niemand eine mehrjährige Garantie: 

Auch das festgehaltene Recht hat ein Mindest-

haltbarkeitsdatum, das vom gesellschaftlichen 

Klima abhängig ist, und wird nicht selten 

dann gebrochen, wenn es darauf ankäme. 

GSR – ein staatsreformistisches Projekt

In ihrer Hoffnung auf eine Rechtsgarantie 

finden sich die GSR-VerfechterInnen immer in 

dem Dilemma, den utopischen Charakter des 

Rechtsbegriffs zu behaupten und dabei eigent-

lich die (staatliche) Durchsetzbarkeit zu meinen. 

So wird dann letztlich die Sozialstaatsidee zum 

umkämpften Terrain und der Staat zum potenti-

ellen Verbündeten gegen die Mechanismen einer 

unkontrollierten, neoliberalen Marktökonomie. 

Solche Rechte dann global zu fordern, bedeutet 

wiederum, die grundlegenden Strukturen zu 

akzeptieren und überdies anzunehmen, das in 

Europa entstandene System eines sozialpolitisch 

abgefederten Kapitalismus sei eine für die ganze 

Welt realistische oder erstrebenswerte Zukunft. 

So scheint es auch nur auf den ersten Blick, als 

könne die Forderung nach globalen sozialen 

Rechten (die es im Übrigen in Form diverser UN-

Konventionen schon lange und sehr detailliert 

gibt), ein Mittel sein, um eine neue transnatio-

nale „Konvergenz“ sozialer Bewegungen entste-

hen lassen. Aber gerade weil eine Norm, da sie 

allgemein ist, unabhängig vom Einzelfall gelten 

muss, eignet sie sich nicht als Bezugspunkt für 

Vorstellungen von weitreichender Pluralität und 

deren Bezug aufeinander (bzw. Konflikte mitein-

ander). Werden die Forderungen eher allgemein 

gehalten, wie etwa das „Recht auf Nahrung“, 

schließen sich weitere Fragen an: Von welcher 

Art von Nahrung wird gesprochen? Um wieviel 

Nahrung geht es? Ist es egal, wie die Nahrung 

hergestellt wurde? Etc. Damit verschwimmt mit 

der Forderung nach einer Vereinheitlichung durch 

allgemein gültige Rechte oft die Grenze zu einer 

Deutungshoheit, was Rechte der anderen sind.

Sollten wir nicht eher sagen: »Que se vayan todos«
1
 

- Haut alle ab? Weg mit den RepräsentantInnen, mit 

allen, die unseren Platz einnehmen wollen, die in 

unserem Namen sprechen wollen? Wenn aller-

dings der Prozess einer planetarischen Befreiung 

in einem Bündnis mit dem Bürgertum gesucht 

wird, ist eine aufrichtige Bezugnahme auf Rechte 

und die Anrufung der „Liberalität“ des Bürgertums 

nachvollziehbar. Ein Ausweg aus der Schwäche der 

linksradikalen Bewegung ist dies jedoch nicht. 

Denn: In der Linken besteht ja kein Mangel an 

Richtungsforderungen, gemeinsamen Plattformen 

und dergleichen, sondern vielmehr mangelt es 

daran, sich auf konkrete gesellschaftliche Wider

sprüche und die Menschen, die sich in diesen 

bewegen müssen, einzulassen und Wege zu finden, 

wie Eigensinn und Widerständigkeit gestärkt und 

politisiert werden können. Statt uns in Debatten 

zu verstricken, die seltsam blutleer bleiben und 

ebenso bald wieder verschwinden (wer erinnert 

sich noch an die „Aneignungs“-Debatte?), sollten 

wir uns in die „Alltagskämpfe“ einmischen und die 

dort hervortretenden Momente von Selbstbestim-

mung und Selbstermächtigung als Elemente anta-

gonistischer politischer und sozialer Prozesse auf

greifen und verstetigen. In diesem Sinne geht es 

darum diese Momente des Utopischen als Möglich

keiten eines realen gesellschaftlichen Wandels 

zu begreifen und zu fördern, und eben nicht um 

die Idee eines besseren globalen Rechtssystems.

1) Zentrale Parole der aus der Krise in Argentinien 2001 

hervorgegangenen Selbstorganisierungsbewegung
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Pro: 
Recht und 
Radikalisierung

Es gibt gute Gründe, sich die Hände „schmutzig“ 

zu machen. Nicht allein haben Forderungen 

nach Rechten und Partizipation eine längere 

Geschichte. Auch ist nicht nur eine taktische 

Bezugnahme auf bestehende, wie auch immer 

unzureichende Rechte gemeint. Dafür, sich als 

radikale Linke die Begriffe anzueignen, spre-

chen darüber hinaus zwei wesentliche Punkte: 

(a) Der politische Diskurs kreist maßgeblich um 

Demokratie und Menschenrechte, in dieser Spra-

che sollte sich auch die radikale Linke verständ-

lich machen können. Sich auf diese Begriffe zu 

beziehen, könnte einen Weg aus der öffentlichen 

Marginalität der radikalen Linken weisen. 

(b) Zwischen Anspruch und Wirklichkeit des 

Rechtsbegriffs liegen Welten. Die Widersprüche 

des Rechts immanent zu kritisieren, ihre Ansprü-

che gegen die materielle Wirklichkeit ins Spiel zu 

bringen und über diese hinaus zu treiben, kann zu 

einer gesellschaftlichen Radikalisierung beitragen. 

Warum „Rechte“? 

Rechte sind Ausdruck und Festschreibung der 

gesellschaftlichen Machtverhältnisse. Kein 

Kapitalismus ohne Recht auf Privateigentum, 

kein marktlicher Tausch ohne seine rechtliche 

Regulierung. Und: Bürgerliche Rechte sind un-

trennbar verknüpft mit dem nationalstaatlichen 

Gewaltmonopol. Rechtsverhältnisse sind also 

(potenziell) Gewaltverhältnisse. Doch: Rechte 

sind in ihrer konkreten Ausgestaltung immer 

auch Ergebnis sozialer Kämpfe. Der Kampf um 

Rechte war eine zentrale Strategie der westli-

chen ArbeiterInnen- und der Frauenbewegungen. 

Und für soziale Bewegungen im globalen Sü-

den ist es (noch immer) selbstverständlich, mit 

dem Begriff der Rechte zu operieren: Recht 

auf Land, Recht auf politische Meinungsäuße-

rung, Recht auf elementare Menschenrechte. 

Wie selbstverständlich viele Rechte gerade in den 

„Wohlstandsgesellschaften“ des Nordens geworden 

sind, zeigt sich jetzt, da sie wieder massiv in Frage 

gestellt werden: Abwehrrechte gegen staatliche 

Einmischung und Repression werden durch die 

weltweite Ausweitung von Sicherheitsgesetzen 

unterhöhlt; wirtschaftliche, soziale und kulturelle 

Rechte geraten durch Sozialabbau und Ethnisie-

rung von Konflikten unter Druck; politische bzw. 

Teilhaberechte spielen in bürokratischen und 

internationalisierten governance-Strukturen, bei 

gleichzeitig zunehmend repressiv agierenden 

Nationalstaaten, eine zunehmend marginale Rolle. 

Diese Tendenzen der Entrechtung werden 

auch von der bürgerlichen Öffentlichkeit 

nicht übersehen. Grund genug für eine radi-

kale und internationalistische Linke, diese 

Diskussion nicht „rechts“ liegen zu lassen. 

Die Rechte der Anderen 

Rechte sind Ansprüche, die alle Menschen 

stellen und von „den Anderen“ einfordern 

können. Ein Großteil gewährter Rechte ist 

jedoch an die Staatsbürgerschaft gebunden, 

auch die prinzipiell vorstaatlichen Menschen-

rechte sind in ihrer Anerkennung und Durch-

setzung auf Nationalstaaten angewiesen. 

Die Tendenz ihrer Verallgemeinerung ist aber 

in der Struktur von Rechten angelegt: Vor dem 

Gesetz sind alle gleich. Zwar ist diese Fiktion 

der Gleichheit eine der großen Lügen der bür-

gerlichen Gesellschaft: Neben der Exklusivi-

tät der Staatsbürgerschaft macht die Existenz 

sozialer Klassen und die damit verbundene 

ungleiche Ressourcenverteilung politische 

Rechte zu einem Privileg der Wenigen. 

Aber: Der dem Recht innewohnende Widerspruch 

zwischen der prinzipiellen Gleichheit aller und 

den faktischen sozialen, kulturellen, individu-

ellen Unterschieden lässt sich radikalisieren: Der 

moralische Anspruch der bürgerlichen (Grund-)

Rechte – „den Anderen immer als Zweck zu 

sehen und niemals als Mittel“ (Kant) – kann als 

Messlatte an den Rechtsstaat angelegt werden. 

Rechte erweisen sich dementsprechend dann an 

den Marginalisierten, Fremden, „Nutzlosen“. In 

diesem Sinne und gegen die rechtliche Praxis 

kann - frei nach Luxemburg - formuliert wer-

den: Rechte sind immer die Rechte der Anderen. 

Point of no Return 

Ein weiteres emanzipatorisches Element von 

Rechten ist die Absicherung und Festschreibung 

des einmal Erkämpften. Zwar müssen Rechte im-

mer wieder neu erkämpft und verteidigt werden, 

dennoch bilden sie im Alltag eine Referenz, oft 

auch eine Garantie, einmal legitimierte An-

sprüche durchsetzen zu können. Eine radikale 

Linke kann dies nicht dem Staat überlassen. Die 

Innovation der Diskussionen um Globale Soziale 

Rechte (GSR) gegenüber dem Menschenrechts-

diskurs ist ja gerade, sich die Rechte im Alltag 

selbstbestimmt anzueignen. Aneignung heißt, 

sich selbst das Recht zu nehmen, ihren Gehalt 

umzudeuten, an die eigene Lebensweise anzu-

passen, die Modalitäten im Umgang mit Rechts-

ansprüchen festzusetzen – und dabei nicht den 

staatlichen Verfahrensweisen zu überlassen. 

Dennoch: Das Vertrauen auf Solidarität bzw. 

auf benachteiligte Einzelne und Gruppen, sich 

ihre Rechte (immer wieder) zu erkämpfen, kann 

eine wie auch immer eingeschränkte staatliche 

Rechtsgarantie nicht ersetzen. Das individuelle 

oder kollektive „do it yourself“ führt zu neuen 

Ungleichheiten. Dabei sind diejenigen im Vorteil, 

die das Kämpfen, das Sich-Organisieren bereits 

gelernt haben. Wenn das Recht als staatszentriert 

bzw. gewaltförmig und herrschaftlich abgelehnt 

wird, wie kann dann eine Linie der erkämpften 

und gesellschaftlich anerkannten Ansprüche 

gezogen werden, hinter die nicht mehr zurückge-

gangen werden kann? Denn: Was ist emanzipato-

risch an einer Gesellschaft, in der sich jedes Recht 

jeden Tag auf ś Neue erkämpft werden muss? 

GSR und Teilhabe

Wahrhaft liberal, so ließe sich den Herrschenden 

entgegen rufen, ist es, soziale Rechte zu garantie-

ren. Die Forderung, die ökonomischen, sozialen 

und kulturellen Bedingungen menschlicher Exis-

tenz nicht als Privatsache, sondern als politisch 

zu begreifen, trifft die liberale Widersprüchlich-

keit im Kern. Die Anerkennung ökonomischer, 

kultureller und sozialer Rechte ist längst common 

sense im Menschenrechtsdiskurs, nicht jedoch 

in der dominierenden öffentlichen Diskussion, 

schon gar nicht in der gesellschaftlichen Wirk-

lichkeit. Hier kann eine radikale bzw. radikali-

sierende Bezugnahme auf GSR ansetzen und die 

halbherzige, bloß im Sinne „politischer Freiheiten“ 

gemeinte Beschwörung von Menschenrechten 

über sich selbst hinaustreiben. Forderungen nach 

und die Aneignung von politischen, vor allem 

aber sozialen und kulturellen Rechten könnten 

dann zum Konvergenzpunkt unterschiedlichs-

ter und weltweiter sozialer Kämpfe werden. 

Die Verwirklichung von GSR hieße dann: Selbst-

bestimmung sowie Partizipation aller an gesell-

schaftlichen Entscheidungen. Teilhabe kann nicht 

(nur) bedeuten, Menschen in bereits festgelegte, 

meist staatliche, Aushandlungsmechanismen zu 

integrieren. Teilhabe in einem radikalen Sinne 

hieße, die materiellen Bedingungen dafür zu 

schaffen, die eigene Stimme erheben und poli-

tisch handeln, sich organisieren zu können. Der 

Diskurs um Rechte bietet in all seiner Wider-

sprüchlichkeit die Ansatzpunkte, in diesem Sinne 

radikal zu intervenieren und Verbindungen 

zwischen einer Vielzahl weltweit stattfindender 

Kämpfe zu schaffen. Warum darauf verzichten?

Rechte, Partizipation, gar Demokratie – diese Begriffe sind zu tragenden Säulen staatlicher Herrschaft aufgestiegen. Ihre jüngere Geschichte ist eng verbunden mit der Geschichte und Funktionsweise 

kapitalistischer Gesellschaften. Sollte die radikale Linke also lieber die Finger von diesen Begriffen lassen? Darüber wurde in der BUKO31-Vorbereitungsgruppe kontrovers diskutiert. 

Jetzt erst Recht
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UnterstützerInnen:
AG68 in und bei der Rosa Luxemburg Stiftung NRW / ak – ana-

lyse und kritik. Zeitung für linke Debatte und Praxis /Aktion 

Selbstbesteuerung /Aktionsbündnis gegen Studiengebühren 

(ABS) / AMOS – Zeitschrift aus dem Ruhrgebiet / AMOS Verein 

zur Förderung interkultureller, interreligiöser und sozialpo-

litischer Bildung e.V. / antimilitaristische gruppe münster / 

Archiv der sozialen Bewegungen Bremen / Asienhaus /Attac 

Rostock / Büren-Gruppe Paderborn / Contraste e.V. – Monats-

zeitung für Selbstorganisation / El Puente GmbH / express 

– Zeitung für sozialistische Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit / 

Fantômas. Magazin für linke Debatte und Praxis / Gipfelsoli /

Hinkelstein Druck, Berlin / Institut für Theologie und Politik /

iz3w – informationszentrum 3.welt / LabourNet Germany /

Lateinamerika Nachrichten / Oekumenisches Buero fuer 

Frieden und Gerechtigkeit e.V. / ONE WORLD DAPP e.V. / 

Peripherie. Zeitschrift für Politik und Ökonomie /Redakti-

on „grundrisse“ / Soziale Bildung e.V. / Verein für politische 

Bildung, Analyse und Kritik e.V. / www.links-netz.de
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BUKO31: Dabei sein ist alles?
Veranstaltungen u.a. zu: 

Alltagskämpfe im Arbeitsalltag

Revolutionäre Arbeit in und vor Betrieben (W. 

Schaumberg) / Arbeitskämpfe in China / Kampag-

ne „Cleaners for a better future“ (NL) / Workers 

Punk University, Gewerkschaften in Slowenien / 

Ein-Euro-Jobs & Prekarisierung (Stiftung-W) / Ge-

werkschafterverfolgung in Kolumbien (C. Olaya) 

	

Sicherheitssektor EU?

Frontex: Zivil-/militärische Flüchtlingsabwehr 

(IMI, Antira-Camp-08-Gruppe) / Konzernmacht 

Europa (u.a. mit J. Wagner) / No Border, No Nation, 

No War? (Podium u.a. mit B. Drücke, K. Majchrz-

ak) / Das EUropa der Polizeien / Die EUropäische 

Kriegspolitik nach dem Reformvertrag (T. Pflüger) 

/ „Gescheiterte“ Staaten (I. Kuepeli )

Gesellschaftskrise Klimawandel

Biodiversität und Klimawandel (A. Riekeberg) / 

Klimawandeldebatte dekonstruiert / Legitimie-

rungsinstrument Naturwissenschaften / Agro- 

Benzin: Was tun? / Diskussion: BUKO-Position zu 

Naturverhältnissen (u.a. mit U. Brand, K. Dietz, M. 

Wissen) / Klimapolitik: Schönfärberei und mo-

derner Ablasshandel / Veranstaltungen zu COP9 

u.a. mit Usha S., Prof. Kuang, J. Nellithanam

Fluchtbewegungen und 

antirassistische Interventionen

Lassen wir die Debatten über Integration rechts 

liegen? (u.a. mit B. Watara, Ü. Kosan) / Solidarität 

mit Illegalisierten (ARI Berlin, kmi Köln) / Ethni-

sierung von Gewalt gegen Frauen (D. Lindenberg, 

H. Vasiri) / Polizeigewalt, Migrationskontrolle (D. 

Vogelskamp) / Migrantische Arbeitskämpfe in der 

Landwirtschaft (S. Mendy) / Deutschland – Land 

der Menschenrechte? (C. Wandji, M. Mbah) / UN-

Konvention zu WanderarbeiterInnen

	

Kongressthema und Diverses 

Entrechtung im Sicherheitsstaat / Kampf um und 

Aneignung von Rechten in Mexiko (LN-Nachrich-

ten) / Elitenförderung an den Hochschulen (T. 

Bultmann) / Erinnerungspolitik, Postkolonialis-

mus / Frauenbewegung in der Türkei / Entwick-

lungspolitik als Herrschaftstechnik / Extreme 

Rechte & Staat / und viele, viele mehr…

Freitag, 9.5. Samstag, 10.5. Sonntag, 11.5. Montag, 12.5.

COP 9 - Gegenmobilisierung 

Schützt die Natur!” wird es bald in vielen Medien 

verstärkt heißen. Die deutsche Regierung rich-

tet vom 19. bis 30. Mai eine Konferenz aus, die sie 

als „UN-Naturschutzkonferenz“ verkauft. Es han-

delt sich um die 9. Vertragsstaatenkonferenz der 

Konvention über Biologische Vielfalt (COP9), die 

ein viel weiteres Themenfeld hat. Bei der COP wer-

den Zugangs- und Nutzungsfragen an biologischer 

Vielfalt und genetischen Ressourcen verhandelt, es 

geht um die Vielfalt in Hochsee- und Küstengewäs-

sern, um Agrotreibstoffe und Naturschutzgebiete 

– und nicht zuletzt um die Rechte und Möglich-

keiten indigener Völker und Gemeinschaften.

Die vielfältigen Versuche der Optimierung kapita-

listischer Naturverwertung werden hinter dem „Na-

turschutz”-Slogan versteckt – und selbst der steckt 

voller Widersprüche. Mit dem Argument, den 

Verlust der biologischen Vielfalt stoppen zu wollen:

	 •	werden Schutzgebiete für die Natur gefordert, 

		  eingerichtet und finanziert, was häufig die 		

		  Vertreibung von indigenen und kleinbäuer-		

		  lichen Gemeinschaften umfasst,

	 •	wurde das EU-Programm „Business and Bio-

		  diversity“ ins Leben gerufen, in dem naturzer-

		  störende multinationale Konzerne wie Shell 		

		  oder BayerCropScience plötzlich beim Schützen 	

		  der Natur helfen sollen. 

Teil der Konferenz über biologische Vielfalt 

sind auch die 4. Verhandlungen zum Cartagena-

Protokoll über die biologische Sicherheit beim 

grenzüberschreitenden Handel mit gentechnisch 

manipulierten Organismen (Biosafety-Protocol). 

Diese „MOP4“-Konferenz vom 12.-16.5. wird von 

einem „Gegengipfel“ begleitet: „Planet Diversity 

- Local, Diverse and GMO-Free“. Der BUKO-Kam-

pagne gegen Biopiraterie geht es um eine grund-

sätzliche Kritik an der Ausrichtung der Konven-

tion über biologische Vielfalt (CBD). Hinter dem 

Deckmäntelchen des Naturschutzes wird die CBD 

dafür genutzt, die Kommerzialisierung von Natur, 

von genetischen Ressourcen und von dem dazu-

gehörigen traditionellen Wissen der indigenen 

und lokalen Bevölkerung voranzutreiben. Wir 

wollen das thematisieren, was von offizieller Seite 

verschwiegen wird:

	

	 •	die „Kollateralschäden“ der Industrialisierung: 	

		  einer davon der Verlust der Biodiversität,

	 •	die Verantwortung der industriellen Landwirt-	

		  schaft für die Zerstörung biologischer Vielfalt,

	 •	die Privatisierung und Monopolisierung biolo-	

		  gischer und genetischer Ressourcen.

Wir lehnen eine Naturschutzpolitik ab, die biolo-

gische Vielfalt nur innerhalb kleiner, meist privati-

sierter Inseln – wie etwa einem Biosphärenreservat 

oder einer Genbank – erhält, um so das übliche 

zerstörerische, kapitalistische Produktions- und 

Verwertungsmodell beibehalten zu können. Zu 

diesen Themen gibt es beim BUKO verschiedene 

Workshops. Während der COP/MOP sind Protes-

taktionen geplant, dafür werden noch weitere 

MitstreiterInnen gesucht.

www.biopiraterie.de

Nach dem BUKO: UN-Verhandlungen über gesellschaftliche Naturverhältnisse 

Dabei sein ist alles? Infos zum BUKO31 - Kongress

Teilnahmegebühr:
 Normal-Tarif (kostendeckend): 30 EUR 

Ermäßigter Tarif: 20 EUR 

Soli-Tarif: 40 EUR und mehr

Enthalten sind: 
Politische Inspiration, Schlafplätze, Kinderbetreuung. Die Ver-

pflegung ist nicht enthalten, dafür sorgt eine Vokü-Gruppe. 

Wir versuchen, den Beitrag möglichst gering zu halten. Wer 

arg knapp bei Kasse ist, meldet sich bei uns. Denn es gilt das 

bewährte BUKO-Motto: Am Geld soll die Teilnahme nicht 

scheitern – die BUKO aber auch nicht am Geld.

Anmeldung: 
BUKO Geschäftsstelle 

Nernstweg 32, 22765 Hamburg 

Tel.: 040 . 39 35 00  / fax: 040 . 28 05 51 22

mail@buko.info 

Onlineanmeldung und weitere Infos unter:
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Erreichbar vom Hauptbahnhof mit der S1

Lokales Kongressbüro: 
Soziales Zentrum Bochum 

Rottstr. 31, 44793 Bochum 

Tel.: 0234 . 547 29 68 

kongressbuero@buko.info

Impressum: 
Bundeskoordination Internationalismus 

(V.i.s.d.P.: Nicole Vrenegor) 

Nernstweg 32, 22765 Hamburg 

Gestaltung:
Philipp Wix / formkonstrukt

Finanzielle Unterstützung: 
Aktion Selbstbesteuerung / AKE-Bildungswerk, Vlotho /

Rosa-Luxemburg-Stiftung / Stiftung Umverteilen / Stiftung W.

VeranstalterInnen: Der BUKO31 wird veranstaltet von der Bundeskoordination Internationalismus und AG feministische Theorie und Praxis (Bochum) / AKE-Bildungswerk, Vlotho / Asta der Universität Dortmund / BUKO Berlin / „gegen macht kultur“ Bündnis Rhein-

Ruhr / G8-Plenum Bochum / Infobüro Nicaragua / reflect! – Assoziation für politische Bildung und Gesellschaftsforschung e.V. / Informationsstelle Militarisierung (IMI) / Initiative gegen Rassismus und Ausgrenzung Dortmund / Soziales Zentrum Bochum

BUKO31 // 9. – 12.5.08 // Dortmund

 1) 	Die Crashkurse sind Einführungen in 	

	 die jeweiligen Kongressthemen. Diese 	

	 Phase dient dazu, sich gegenseitig „auf 	

	 Stand“ zu bringen.

2) 	Es gibt einen Kinosaal. 

	 Bringt eure Filme mit! 

3) 	Die MV bietet allen Interessierten 		

	 die Möglichkeit, die Strukturen der 	

	 BUKO näher kennen zu lernen. Hier 	

	 berichten einzelne BUKO-Gremien 	

	 und Gruppen, werden BUKO-Vertreter-	

	 Innen gewählt und nicht zuletzt wird 	

	 über die weitere Zukunft der BUKO 	

	 diskutiert. Auch „Nicht-BUKO-ianer-	

	 Innen“ sind herzlich willkommen.

4) 	Bochum, Linie S1 + Linie S21, Haltestelle 

	 Bochum Langendreer, nicht Langen-

	 dreer West! Am Ausgang durch die 		

	 Unterführung, danach links in den 

	 Wallbaumweg 108.
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